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1 Erneute Verbesserung bei der Überbrückungshilfe III und neuer 

Eigenkapitalzuschuss 

Besonders schwer von der Corona-Pandemie und über eine sehr lange Zeit von Schließungen betroffene 

Unternehmen erhalten einen neuen zusätzlichen Eigenkapitalzuschuss. Darüber hinaus werden die 

Bedingungen der Überbrückungshilfe III insgesamt nochmals verbessert. Nachfolgend ein kurzer Überblick: 

Eigenkapitalzuschuss: Hat ein Unternehmen in mindestens 3 Monaten in der Zeit von November 2020 bis 

Juni 2021 einen Umsatzeinbruch von jeweils mehr als 50 % erlitten, so hat es zusätzlich zur regulären 

Förderung der Überbrückungshilfe III Anspruch auf einen Eigenkapitalzuschuss. Der neue 

Eigenkapitalzuschuss beträgt bis zu 40 % des Betrags, den ein Unternehmen für die förderfähigen Fixkosten 

erstattet bekommt. Er ist gestaffelt und steigt an, je länger Unternehmen einen Umsatzeinbruch von 

mindestens 50 % erlitten haben. Die Zahlung erfolgt ab dem 3. Monat des Umsatzeinbruchs und beträgt in 

diesem Monat 25 %. Im vierten Monat erhöht sich der Zuschlag auf 35 %; bei fünf oder mehr Monaten 

erhöht er sich noch einmal auf 40 % pro Monat.  

Beispiel: Unternehmen X erleidet im Januar, Februar und März 2021 einen Umsatzeinbruch von 55 %. Es 

hat jeden Monat 10.000 € förderfähige betriebliche Fixkosten und beantragt die Überbrückungshilfe III. 

Dafür erhält es eine reguläre Förderung von jeweils 6.000 € für Januar, Februar und März (60 % von 

10.000 €). Zusätzlich erhält es für den Monat März einen Eigenkapitalzuschuss in Höhe von 1.500 € (25 % 

von 6.000 €). 

2 Verbesserung bei der Überbrückungshilfe III:  

• Die Sonderabschreibungsmöglichkeiten für Saisonware und verderbliche Ware werden für 

Einzelhändler auf Hersteller und Großhändler erweitert. 

• Zusätzlich zur allgemeinen Personalkostenpauschale wird für Unternehmen der Veranstaltungs- 

und Reisewirtschaft für jeden Fördermonat eine Anschubhilfe in Höhe von 20 % der Lohnsumme 

eingeführt, die im entsprechenden Referenzmonat 2019 angefallen wäre. Die maximale 

Gesamtförderhöhe beträgt 2 Mio. €. 

• Die Veranstaltungs- und Kulturbranche kann zusätzlich Ausfall- und Vorbereitungskosten, die bis zu 

12 Monate vor Beginn des geplanten Veranstaltungsdatums angefallen sind, geltend machen. 

• In begründeten Härtefällen können Antragsteller alternative Vergleichszeiträume zur Ermittlung des 

Umsatzrückgangs im Jahr 2019 wählen. 

• Junge Unternehmen bis zum Gründungsdatum 31.10.2020 (bisher 30.4.2020) sind jetzt auch 

antragsberechtigt.  

• Nunmehr wird auch für Soloselbstständige, die Gesellschafter von Personengesellschaften sind, 

ein Wahlrecht geschaffen: Sie können den Antrag auf Neustarthilfe entweder über einen 

prüfenden Dritten oder als Direktantrag stellen (die Antragstellung auf Neustarthilfe über prüfende 

Dritte ist damit nur noch für Kapitalgesellschaften verpflichtend). 

• Um die im Einzelfall günstigere Hilfe in Anspruch nehmen zu können, erhalten Unternehmen und 

Soloselbstständige ein nachträgliches Wahlrecht zwischen Neustart- und Überbrückungshilfe III 

zum Zeitpunkt der Schlussabrechnung.  
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3 Auch Ein- und Mehr-Personen-Kapitalgesellschaften können Neustarthilfe 

beantragen 

Antragsberechtigt für die Neustarthilfe im Rahmen der Überbrückungshilfe III sind nun auch Ein- und Mehr-

Personen-Kapitalgesellschaften. Sie erhalten einmalig bis zu 7.500 € bzw. bis zu 30.000 € als Mehr-

Personen-Kapitalgesellschaft, wenn sie über die Überbrückungshilfe III keine Fixkosten geltend machen 

konnten. Die Anträge können seit dem 16.2.2021 eingereicht werden.  

Um die Neustarthilfe in Anspruch nehmen zu können, muss die betreffende Ein-Personen-

Kapitalgesellschaft vor dem 1.5.2020 gegründet worden sein und der überwiegende Teil der erzielten 

Einkünfte (mind. 51 %) als gewerbliche oder freiberufliche Einkünfte gelten, wenn sie von einer natürlichen 

Person erzielt wurden. Der Gesellschafter muss darüber hinaus 100 % der Anteile an der Gesellschaft 

halten und in einem Umfang von mindestens 20 vertraglich vereinbarten Arbeitsstunden pro Woche von 

der Gesellschaft beschäftigt sein. Die Aufnahme der selbstständigen Geschäftsfähigkeit muss dabei vor 

dem 1.5.2020 gelegen haben. Zudem darf sich die Kapitalgesellschaft nicht bereits zum 31.12.2019 in 

(wirtschaftlichen) Schwierigkeiten befunden haben. Zusätzlich darf höchstens eine Teilzeitkraft beschäftigt 

sein, die bei einem deutschen Finanzamt gemeldet ist und die Überbrückungshilfe nicht in Anspruch 

genommen worden sein. 

Seit 30.3.2021 können auch Mehr-Personen-Kapitalgesellschaften die Neustarthilfe unter den 

Voraussetzungen wie bei der Ein-Personen-Kapitalgesellschaft beantragen. Zusätzlich muss die 

Gesellschaft von einem ihrer Gesellschafter zu mindestens 25 % gehalten werden. 

Die einmalige Neustarthilfe kann bis zum 31.8.2021 beantragt werden. Anträge für eine Ein- bzw. Mehr-

Personen-Kapitalgesellschaft müssen über einen prüfenden Dritten (Steuerberater, Steuerbevollmächtigte, 

Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer, Rechtsanwälte) gestellt werden. Die Schlussrechnung muss bis 

31.12.2021 gestellt sein. 

Bitte beachten! Zur Bekämpfung von Subventionsbetrug finden Nachprüfungen statt, die strafrechtliche 

Folgen haben können.  

4 Wegfall von Mieteinnahmen durch Corona-Krise 

Von wirtschaftlichen Problemen, welche durch Corona entstanden sind, können nicht nur Mieter betroffen 

sein, sondern auch die Vermieter durch das Fehlen von Mietzahlungen. Deshalb wurde auf Bund-/ 

Länderebene beschlossen, wie bei Einkünften aus Vermietung und Verpachtung verfahren werden soll, 

wenn Corona bedingt Mieteinnahmen wegfallen. 

Für den Fall, dass der Vermieter seinem Mieter für die im Privatvermögen gehaltenen und nicht 

Wohnzwecken dienenden Immobilien – aufgrund einer finanziellen Notsituation des Mieters – 

Mietzahlungen ganz oder teilweise erlässt, darf durch das Finanzamt keine verbilligte Vermietung zugrunde 

gelegt werden, bei dem der Werbungskostenabzug zu kürzen wäre. Es kann nur deswegen nicht 

automatisch davon ausgegangen werden, dass der Vermieter keine Einkunftserzielungsabsicht mehr hat. 

Deren Beurteilung muss unabhängig von dem Mieterlass stattfinden. Sollte die Einkunftserzielungsabsicht 

aber bereits vor Corona verneint worden sein, so wird diese Entscheidung nicht rückgängig gemacht oder 

geändert.  

Lag bereits in den Vorjahren eine verbilligte Vermietung vor, so ist der ursprünglich ermittelte Prozentsatz 

für den Werbungskostenabzug weiter anzuwenden, eine Neuberechnung, welche eventuell einen 

niedrigeren Werbungskostenabzug begründet, hat nicht stattzufinden. 
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5 Bundesprogramm für Ausbildungsbetriebe verlängert und verbessert  

Die Ausbildungsprämien für von der Corona-Krise betroffene Betriebe, die durch Neueinstellungen ihr 

Ausbildungsniveau halten oder erhöhen, werden - rückwirkend zum 16.2.2021 - zunächst in bisheriger 

Höhe verlängert. Für das neue Ausbildungsjahr werden die Prämien zum 1.6.2021 von 2.000 € und 3.000 € 

auf 4.000 € und 6.000 € verdoppelt. Auch Zuschüsse zur Vergütung der Ausbilder können künftig gezahlt 

werden. Außerdem kann die Ausbildungsvergütung wie bisher bezuschusst werden. Diese Leistungen 

können künftig Unternehmen mit bis zu 499 Mitarbeitern (vorher 249) beziehen. Betriebe mit bis zu 4 

Mitarbeitern erhalten pauschal 1.000 €, wenn sie ihre Ausbildungstätigkeit für mindestens 30 Tage 

fortgesetzt haben. 

Darüber hinaus wird die Übernahmeprämie bis Ende 2021 verlängert und auf 6.000 € verdoppelt. Auftrags- 

oder Verbundausbildung können bereits ab einer Laufzeit von 4 Wochen unterstützt werden. Die Höhe der 

Förderung bemisst sich an der Vertragslaufzeit. Insgesamt können bis zu 8.100 € beansprucht werden. 

Künftig kann auch der Stammausbildungsbetrieb statt des Interimsausbildungsbetriebs die Förderung 

erhalten. 

Pandemiebetroffene Unternehmen können die Kosten für externe Abschlussprüfungsvorbereitungskurse für 

Auszubildende hälftig bis max. 500 € bezuschussen lassen. 

Für die Ausbildungsprämien, die Zuschüsse, die Übernahmeprämie und den Lockdown-II-Sonderzuschuss 

für Kleinstunternehmen ist die Bundesagentur für Arbeit zuständig. 

6 Anhebung des Mindestlohns ab 1.7.2021 

Die  Mindestlohnkommission empfahl am 1.7.2020 eine gesetzliche Anpassung des Mindestlohns in 

mehreren Stufen. Daraufhin wurde dieser ab dem 1.1.2021 von 9,35 € brutto auf 9,50 € angehoben. Zum 

1.7.2021 erfolgt nunmehr eine weitere Erhöhung auf 9,60 €. Die nächsten Anpassungen erfolgen dann 

zum 1.1.2022 auf 9,82 € und ab dem 1.7.2022 auf 10,45 €. 

Der gesetzliche Mindestlohn gilt für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer über 18 Jahre. Unter 

bestimmten Voraussetzungen haben auch Praktikantinnen und Praktikanten Anspruch auf Mindestlohn. 

Ausgenommen vom Erhalt des Mindestlohns sind z. B. Auszubildende, ehrenamtlich Tätige oder 

Teilnehmerinnen und Teilnehmer an einer Maßnahme der Arbeitsförderung.  

Bitte beachten! Arbeitgeber sind verpflichtet, Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit von 

bestimmten Arbeitnehmern spätestens bis zum Ablauf des siebten auf den Tag der Arbeitsleistung 

folgenden Kalendertages aufzuzeichnen und diese Aufzeichnungen mindestens 2 Jahre aufzubewahren. 

Das gilt entsprechend für Entleiher, denen ein Verleiher Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer zur 

Arbeitsleistung überlässt und für geringfügig Beschäftigte.  

Anmerkung: Bei Verträgen mit Minijobbern muss überprüft werden, ob durch den Mindestlohn die 

Geringfügigkeitsgrenze von 450 € pro Monat überschritten wird.  

7 Leasingsonderzahlungen bei Firmenwagen 

Die steuerliche Behandlung von Pkw bei Arbeitnehmern und Unternehmern führt in vielen Fällen zu 

unterschiedlichen Meinungen bei Finanzamt und Steuerpflichtigen. So hatte das Finanzgericht Schleswig-

Holstein (FG) mit Urteil vom 26.8.2020 in einem Fall über die sog. „Kostendeckelung“ bei 

Leasingfahrzeugen entschieden. 

Im entschiedenen Fall schloss ein Selbstständiger, welcher seinen Gewinn durch 

Einnahmenüberschussrechnung ermittelt, einen Leasingvertrag über eine bestimmte Laufzeit ab. Dazu 



 

MANDANTENINFO MAI/JUN 2021 • SEITE 5 VON 9 

gehörte auch eine Sonderzahlung, die im Jahr des Vertragsabschlusses geleistet wurde. In der 

Gewinnermittlung berechnete er den Privatanteil des Pkw grundsätzlich mit der 1-%-Methode. Für die 

Jahre, für die der Leasingvertrag läuft, sollte seiner Meinung nach jedoch die sog. Kostendeckelung 

Anwendung finden. Dabei würden der pauschale Nutzungswert und die Fahrten zwischen Wohnung und 

erster Tätigkeitsstätte auf die Gesamtkosten des Pkw begrenzt werden. Die Leasingsonderzahlung ist 

dabei nur in dem Jahr zu berücksichtigen, in dem diese gezahlt wurde. 

Die Finanzverwaltung ist jedoch der Meinung, dass für die Anwendung der Kostendeckelung alle 

anfallenden Kosten eines Pkw zu ermitteln und gleichmäßig auf den Nutzungszeitraum zu verteilen sind. 

Ansonsten könnte es zu einem gängigen Steuersparmodell werden, wenn Leasingverträge mit hohen 

Sonderzahlungen und im Gegensatz dazu sehr geringen Monatsleistungen abgeschlossen werden, da 

dadurch nur ein minimaler privater Nutzungsanteil versteuert werden müsste. Dem schloss sich das FG an. 

Anmerkung: Hier wurde Revision beim Bundesfinanzhof eingelegt, sodass das Urteil des FG noch nicht 

rechtskräftig ist. 

8 Kurzarbeit Null kürzt den Urlaub 

Die Richter des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf kamen in ihrem Urteil vom 12.3.2021 zu der 

Entscheidung, dass einem Arbeitnehmer für Zeiträume, in denen er aufgrund von Kurzarbeit gar nicht 

gearbeitet hat, die Urlaubsansprüche entsprechend gekürzt werden können. Für jeden vollen Monat der 

Kurzarbeit Null kann der Urlaub um 1/12 gekürzt werden. 

Im Hinblick darauf, dass der Erholungsurlaub bezweckt, sich zu erholen, setzt dies eine Verpflichtung zur 

Tätigkeit voraus. Da während der Kurzarbeit die beiderseitigen Leistungspflichten aufgehoben sind, werden 

Kurzarbeiter wie vorübergehend teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer behandelt, deren Urlaub ebenfalls 

anteilig zu kürzen ist. 

9 Steuerbefreiung von Beratungsleistungen zur beruflichen 

Neuorientierung 

Beratungsleistungen zur beruflichen Neuorientierung, die ein Arbeitgeber einem Arbeitnehmer aufgrund 

des Wegfalls seines Arbeitsplatzes zukommen lässt, sind steuerfrei. Dies wird im Jahressteuergesetz 2020 

klargestellt.  

Darunter fällt die sog. „Outplacement-Beratung“ oder „Newplacement-Beratung“, die Arbeitgeber zur 

beruflichen Neuorientierung für ausscheidende Arbeitnehmer anbieten bzw. durch Dritte durchführen 

lassen können. Die Steuerbefreiung erstreckt sich auf sämtliche Leistungen einer Outplacement-Beratung, 

wie z. B. einer Perspektivberatung, einer steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Beratung, einer 

Marktvorbereitung sowie der Vermarktung und Neuplatzierung der Teilnehmenden.  

Für Weiterbildungen, die der Verbesserung der individuellen Beschäftigungsfähigkeit von Mitarbeitern 

dienen, gilt bereits seit 2019 eine gesetzliche Steuerbefreiung. Hierunter fallen z. B. auch Maßnahmen zur 

Anpassung und Weiterentwicklung der beruflichen Kompetenzen, wie sie etwa Sprachkurse bieten.  

Bitte beachten! Weder die Leistungen einer Weiterbildung noch einer Outplacement-Beratung dürfen einen 

überwiegenden Belohnungscharakter haben, um die Steuerbefreiung nicht zu verlieren. 
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10 Betriebsrente durch Entgeltumwandlung bei angestellten Ehegatten gilt 

als Betriebsausgabe 

Werden im Rahmen eines Ehegattenarbeitsverhältnisses Gehaltsansprüche des Arbeitnehmers teilweise 

zum Zweck betrieblicher Altersvorsorge in Beiträge für eine rückgedeckte Unterstützungskasse 

umgewandelt, ist die Entgeltumwandlung grundsätzlich am Maßstab des Fremdvergleichs zu messen. Zu 

dieser Entscheidung kommt der Bundesfinanzhof (BFH) in einem Urteil vom 28.10.2020. 

Im betreffenden Fall beschäftigte ein Steuerpflichtiger seine Ehefrau im eigenen Betrieb. Er hatte für sie 

eine Unterstützungskassenversorgung in Form einer Entgeltumwandlung von 1.830 € pro Monat in eine 

betriebliche Altersvorsorge mit einer Hinterbliebenenversorgung eingerichtet. Das Finanzamt erkannte die 

Zuwendungen an die Unterstützungskasse nur teilweise, in Höhe von 110 € im Monat, als abzugsfähige 

Betriebsausgaben an und war der Meinung, dass sie nach dem Fremdvergleichs-Maßstab unangemessen 

sind.  

Der BFH stellte jedoch klar, dass Entgeltumwandlungen im Rahmen von Arbeitsverträgen zwischen nahen 

Angehörigen grundsätzlich als Betriebsausgabe anzuerkennen sind, wenn nicht zusätzliche, ungewöhnliche 

Faktoren eine Rolle spielen. Dies können etwa unangemessene Gehaltserhöhungen kurz vor der 

Entgeltumwandlung, eine „Nur-Pension” oder auch Risikoerhöhungen und Kostensteigerungen für das 

Unternehmen sein. Da der BFH auf Grundlage der vorherigen Feststellungen des Finanzgerichts (FG) keine 

abschließende Entscheidung über die strittigen Bescheide treffen konnte, wurde der Streitfall zur erneuten 

Entscheidung zurück an das FG verwiesen. 

11 Gebäude-Abbruchkosten in privaten Veräußerungsgeschäften als 

Werbungskosten abziehbar 

Wird im Rahmen eines steuerpflichtigen Grundstücksverkaufs das darauf befindliche Wohngebäude vor der 

Veräußerung abgerissen, sind die Abbruchkosten als Werbungskosten im Rahmen der Ermittlung des 

Veräußerungsgewinns zu behandeln. Zu diesem Schluss kommt das Finanzgericht Düsseldorf (FG) in einem 

Urteil vom 2.2.2021. Bei steuerpflichtigen privaten Veräußerungsgeschäften, zu denen auch 

Grundstücksverkäufe zählen können, gilt der Unterschied zwischen Veräußerungspreis und den 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten sowie den Werbungskosten als Gewinn oder Verlust. 

Das FG führte dazu aus, dass das sog. Zuflussprinzip heranzuziehen ist, um den Zeitpunkt der Besteuerung 

des Veräußerungsgewinns zu bestimmen. So sind die bei einem privaten Veräußerungsgeschäft 

entstandenen Werbungskosten in dem Kalenderjahr zu berücksichtigen, in dem der Veräußerungserlös 

dem Verkäufer zugeht. Die Veräußerungskosten in Form der Abbruchkosten für das alte Wohnhaus, die vor 

dem Veranlagungszeitraum des später veräußerten Grundstücks angefallen sind, können erst im 

Veranlagungszeitraum abgezogen werden, in dem der Veräußerungserlös erfasst wird. 

12 Abzug von Erhaltungsaufwendungen nach Versterben des 

Steuerpflichtigen 

Einnahmen und Werbungskosten, die im Rahmen der Vermietungstätigkeit anfallen, werden in dem Jahr 

des Zu- bzw. des Abflusses steuerlich wirksam. Eine Ausnahme bilden hier größere 

Erhaltungsaufwendungen, welche auf zwei bis fünf Jahre gleichmäßig verteilt werden können. Nun wurde 

durch den Bundesfinanzhof (BFH) entschieden, wie mit den ausstehenden Aufwendungen zu verfahren ist, 

wenn der Vermieter innerhalb des Verteilungszeitraums verstirbt.  

In dem vom BFH am 10.11.2020 entschiedenen Fall besaß ein Steuerpflichtiger ein Grundstück, welches zu 

fremden Wohnzwecken vermietet wurde. In einem Jahr machte er hohe Erhaltungsaufwendungen geltend, 
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die er auf mehrere Jahre verteilte. Noch bevor dieser Zeitraum um war, verstarb er. Die Ehefrau setzte die 

Erhaltungsaufwendungen in der verbliebenen Höhe in der letzten gemeinsamen Steuererklärung an. Das 

Finanzamt war dagegen der Auffassung, dass die Aufwendungen dem Verstorbenen nur für die Monate bis 

zum Todeszeitpunkt zustehen und danach nur noch von den Erben in Höhe des Restwerts weiter in der 

Steuererklärung angegeben werden dürfen. 

Der BFH stimmte jedoch der Auffassung der Ehefrau zu. Der verbleibende Betrag der noch nicht 

berücksichtigten Erhaltungsaufwendungen ist im Jahr des Versterbens vollständig steuermindernd 

anzuerkennen. Die Erben haben keinen Anspruch auf die Berücksichtigung der Kosten in den Folgejahren. 

Das liegt daran, dass die Aufwendungen nur demjenigen zugerechnet werden dürfen, der diese zuvor auch 

getragen hat.  

13 Außergewöhnliche Belastung als haushaltsnahe Dienstleistung bei 

Heimunterbringung  

Die Kosten für außergewöhnliche Belastungen wirken sich erst aus, wenn die individuell zumutbare 

Eigenbelastung überschritten wird. Zudem stehen den Steuerpflichtigen ggf. noch weitere 

Steuerermäßigungen zu, wie z. B. für haushaltsnahe Dienstleistungen. Inwiefern diese beiden Positionen 

genutzt werden können, wenn ein Steuerpflichtiger Kosten für die eigene Heimunterbringung zu tragen hat, 

wurde nun in einem Fall durch den Bundesfinanzhof (BFH) entschieden.  

Der Steuerpflichtige zog krankheitsbedingt in ein Pflegeheim. Anschließend erklärte er in der 

Einkommensteuererklärung die entstandenen Kosten abzüglich der Haushaltsersparnis als 

außergewöhnliche Belastung und weitere haushaltsnahe Dienstleistungen, welche vom Pflegeheim 

bescheinigt wurden. Anders als das Finanzamt erkannte das Finanzgericht später die außergewöhnlichen 

Belastungen als solche an, kürzte diese jedoch teilweise. Der BFH wich im anschließenden Verfahren von 

dieser Entscheidung ab. 

Zunächst kann die Steuerermäßigung bei Aufwendungen für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse, 

Dienstleistungen und Handwerkerleistungen nur in Anspruch genommen werden, wenn die Kosten nicht 

auch als außergewöhnliche Belastung angesetzt wurden, da es sonst zu einer Doppelberücksichtigung 

kommen kann.  

Die Steuerermäßigung ist nach Auffassung des BFH auch für die Inanspruchnahme von haushaltsnahen 

Dienstleistungen zu gewähren, die dem Grunde nach als außergewöhnliche Belastungen abziehbar, wegen 

der zumutbaren Belastung aber nicht als solche berücksichtigt worden sind. In der Haushaltsersparnis, die 

bei der Ermittlung der abziehbaren außergewöhnlichen Belastungen für eine krankheitsbedingte 

Unterbringung zu berücksichtigen ist, sind keine Aufwendungen enthalten, die eine Steuerermäßigung 

rechtfertigen. 

14 Schenkungsteuer auf fiktive Zinsen aus unverzinslichen Darlehen 

Nicht selten werden „unverzinsliche“ Darlehen – auch mit hohen Beträgen – Familienangehörigen, 

Geschäftspartnern oder guten Bekannten zur Verfügung gestellt. Das bringt regelmäßig auch die 

Finanzverwaltung (FA) auf den Plan, vermutet sie doch hierin eine Schenkung insbesondere von Zinsen, die 

i. d. R. für das Darlehen hätten bezahlt werden müssen. 

So überließ in einem vor dem Finanzgericht Köln (FG) entschiedenen Fall ein Steuerpflichtiger einem mit 

ihm nicht verwandten Darlehensnehmer ein unverzinsliches und auch unbesichertes Darlehen in Höhe von 

300.000 €. Das FA setzte für eine unentgeltliche Zuwendung in Form eines Zinsvorteils Schenkungsteuer i. 

H. v. 11.370 € fest. Dabei ermittelte es einen Zinsvorteil i. H. v. 57.900 € unter Zugrundelegung eines 
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Zinssatzes von 5,5 %. Nach Abzug des persönlichen Schenkungsteuer-Freibetrags von 20.000 € verblieb 

ein steuerpflichtiger Erwerb i. H. v. 37.900 €.  

Mit dem Argument des aufgrund der aktuellen Zinslage auf dem Markt zu hohen gesetzlichen Zinssatzes 

von 5,5 % wehrte sich der Darlehensnehmer - ohne Erfolg. Nach Auffassung des FG liegt in der zinslosen 

Gewährung eines Darlehens und in der Einräumung eines (zu) niedrig verzinsten Darlehens bei Fehlen einer 

sonstigen Gegenleistung eine freigebige Zuwendung vor. Der Empfänger eines zinslosen Darlehens erfährt 

durch die Gewährung des Rechts, das als Darlehen überlassene Kapital unentgeltlich zu nutzen, eine 

Vermögensmehrung, die der Schenkungsteuer unterliegt. Die Voraussetzungen für die Zulassung der 

Revision sah das FG nicht gegeben. 

15 Schwankende Vergütung des GmbH-Geschäftsführers als verdeckte 

Gewinnausschüttung  

Die verdeckte Gewinnausschüttung (vGA) darf den Gewinn der Gesellschaft nicht mindern und ist beim 

empfangenden Gesellschafter steuerlich zu berücksichtigen. Von einer vGA ist auszugehen, wenn dem 

Gesellschafter ein Vermögensvorteil zugewendet wird, den ein ordentlicher Geschäftsführer einem 

Nichtgesellschafter normalerweise nicht zugewandt hätte.  

Über das Vorliegen einer vGA hatte auch das Finanzgericht Münster (FG) mit Beschluss vom 17.12.2020 zu 

entscheiden. In dem Fall schwankten die monatlichen Gehaltszahlungen an den angestellten 

Gesellschafter-Geschäftsführer. Eine schriftliche Vereinbarung darüber lag jedoch nicht vor, ebenso wenig 

wie Nachweise aus denen ersichtlich wurde, dass es eine mündliche Vereinbarung darüber gegeben hat. 

Zudem konnte nicht dargelegt werden, anhand welcher Bemessungsgrundlage das Gehalt gezahlt wird. 

Das FG bewertete die Zahlungen als vGA.  

Bitte beachten! Gehaltsvereinbarungen sind im Vorhinein zivilrechtlich wirksam festzulegen, am besten 

durch einen Anstellungsvertrag. Sollte die Vereinbarung über das Gehalt nicht schriftlich erfolgen, so muss 

für einen fremden Dritten erkennbar sein, wie es sich bemisst. Werden rückwirkend Änderungen des 

Gehalts oder Sonderzahlungen vereinbart, so werden diese als vGA behandelt.  

16 Absetzbarkeit von Zeitungsabonnements in Unternehmen 

Die Aufwendungen für den Bezug einer Tageszeitung zur allgemeinen Information können nicht als 

Werbungskosten bei den Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit geltend gemacht werden. Zu diesem 

Schluss kam das Finanzgericht Düsseldorf (FG) am 2.2.2021 und bestätigte damit ein Urteil des 

Bundesfinanzhofs vom 30.6.1983.  

Auch ein teilweiser Abzug der Kosten ist laut FG nicht möglich, da nicht objektiv beurteilt werden kann, 

inwieweit die abonnierte Zeitung zur Erlangung beruflicher und außerberuflicher Informationen Verwendung 

findet. 

Das FG machte in seinem jetzigen Urteil allerdings auf eine Ausnahme aufmerksam, bei der z. B. 

Aufwendungen für Tageszeitungen und Zeitschriften, die für den betrieblichen Bereich bezogen werden, 

sehr wohl als Betriebsausgaben abzugsfähig sind. Dies gilt etwa für Wartezimmer in freiberuflichen Praxen 

wie z. B. bei Ärzten oder Zahnärzten in Friseursalons oder Gaststätten und Hotels. 

Bitte beachten! Beide Urteile sind noch nicht rechtskräftig. Die Oberlandesgerichte in Karlsruhe und 

Dresden haben die Revision vor dem Bundesgerichtshof zugelassen. 
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17 Antragsfrist für erleichterten Zugang zu Kurzarbeitergeld verlängert 

Die Bundesregierung hat die Antragsfrist zum erleichterten Zugang zum Kurzarbeitergeld um 3 Monate bis 

zum 30.6.2021 verlängert. Den erleichterten Zugang können Betriebe, die bis 30.6.2021 erstmals oder 

nach dreimonatiger Unterbrechung erneut Kurzarbeit einführen, bis 31.12.2021 in Anspruch nehmen.  

Voraussetzung: 

• Mindestens 10 % der Beschäftigten sind vom Arbeitsausfall betroffen.  

• Auf den Aufbau von Minusstunden wird vollständig verzichtet. 

• Auch Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer haben Zugang zum Kurzarbeitergeld. 

Mit der Regelung soll Planungssicherheit für die betroffenen Betriebe und deren Beschäftigte geschaffen 

werden. 

18 Annahmepflicht von Homeoffice und Angebotspflicht von Selbst- oder 

Schnelltests  

Arbeitgeber sind verpflichtet Beschäftigten im Büro oder mit vergleichbaren Tätigkeiten Homeoffice 

anzubieten. Nur bei Vorliegen zwingender betrieblicher Gründe, z. B. wenn nötige Arbeitsmittel fehlen oder 

die vorhandene IT-Infrastruktur nicht ausreicht, kann auf das Anbieten von Homeoffice verzichtet werden. 

Organisatorische Erschwernisse reichen nicht aus und eine Mindestbetriebsgröße für Homeoffice gibt es 

ebenfalls nicht. 

Mit Inkrafttreten der „Corona-Notbremse“ sind nun Arbeitnehmer verpflichtet, auch ein Homeoffice-

Angebot anzunehmen, wenn dem ihrerseits keine Gründe entgegenstehen. Diese können z. B. räumliche 

Enge, Störungen durch Dritte, unzureichende technische Ausstattung usw. sein. 

Ferner sind Arbeitgeber verpflichtet, in ihren Betrieben allen Mitarbeitern, die nicht ausschließlich im 

Homeoffice arbeiten, regelmäßige Selbst- oder Schnelltests anzubieten (mindestens 2-mal pro Woche). 

Die Testangebote sollten möglichst vor der Aufnahme der entsprechenden Tätigkeit wahrgenommen 

werden. Für die entstehenden Kosten gibt es keinen Ausgleich; diese müssen vom Unternehmen selbst 

getragen werden. 

Alle Beiträge dieser Mandanteninfo sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. Eine 

Quellenangabe kann auf Wunsch zur Verfügung gestellt werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

19 In eigener Sache ... 

werden wir unser Team weiter verstärken. Es wird einige, doch positive Veränderungen geben, die unsere 

Arbeitskraft erhöhen und uns die Möglichkeit geben, weiterhin wie gewohnt auf Sie einzugehen. Weitere 

Informationen folgen. 

Also: The show is going on! 

 

 

Christine Hartwig StBin  


